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sten Jahren mit Gewißheit unaufhaltsam wachsen. Reagiert 
der Staat und seine Justiz nicht auf diese Schattenseite der 
Marktwirtschaft, dann wird der gleiche Zugang zum Recht 
und zur Justiz in Frage gestellt. Die Folge wäre eine Chancen­
ungleichheit, die in keiner Weise mit einem sozialen Rechts­
staat in Einklang zu bringen wäre.

Chancengerechtigkeit  gebie te t  e inen  Anspruch  des Bürgers  
auf kostenlose  bzw . f inanzierbare  Rechtsauskunft und -be-  
ratung

Wenn an dieser Stelle der Staat in die Pflicht genommen wer­
den soll, dann geht es hierbei nicht um karitative Fürsorge, 
sondern letztlich um die Realisierung von Chancengerechtig- 
keit bei der Wahrnehmung des Rechts, die in einer Entschei­
dungsgerechtigkeit kulminiert. Rechtsauskunft und -beratung 
machen sozial Schwache bei rechtlichen Auseinandersetzungen 
grundsätzlich nicht leistungsfähiger, sie verbessern lediglich 
deren Positionen und Bedingungen bei der Inanspruchnahme 
und Durchsetzung ihrer Rechte.

Wir gehen in der gegenwärtigen Situation nicht davon aus, 
daß die noch existierenden Rechtsauskunftsstellen, die in der 
DDR unentgeltlich Auskunft erteilen, ausreichend in der Lage 
sein werden, dem steigenden und inhaltlich zum Teil völlig 
neuen Rechtsauskunftsbedarf der Bürger nachzukommen. 
Nicht zuletzt wollen wir zugleich darauf aufmerksam machen, 
daß der Trend im Rechtshilfebedarf sich von der Rechtsaus­
kunft immer stärker in Richtung Rechtsberatung sowie wei­
tergehender Aktivitäten bewegt. Diese Entwicklung zieht eine 
Reihe von Konsequenzen nach sich. Unmittelbar auf der Hand 
liegen neben einem erhöhten Arbeitsaufwand die steigenden 
Ansprüche an die Qualität der Rechtsarbeit. Die Folge: Rechts­
hilfe bedarf gut ausgebildeter Juristen, die in ausreichender 
Zahl und mit ausreichender Zeit zur Verfügung stehen müs­
sen. Selbst bei einem größeren ehrenamtlichen Engagement 
wäre der tatsächliche Rechtshilfebedarf kaum ohne staatliche 
bzw. sonstige Subventionierung im Interesse vorzugsweise der 
einkommensschwachen Bevölkerung abzudecken.

Die Übernahme des Modells subventionierter Rechtsbera­
tung durch die Rechtsanwälte, wie es das geltende Beratungs­
hilfegesetz der BRD von 1980 vorsieht, wäre sicher ein Schritt 
in die richtige Richtung, die Ideallösung aber nicht. So wurde 
in einer jüngsten Veröffentlichung eingeschätzt, daß die mit 
dem Beratungshilfegesetz gemachten Erfahrungen belegen, 
„daß die anwaltliche Beratungshilfetätigkeit zu einem unver­
zichtbaren, wenn auch noch verbesserungsbedürftigen Be­
standteil einer wirksamen außergerichtlichen Rechtshilfe ge­
worden ist“.8 Gegen das Anwaltsmodell bei der Rechtsbera­
tung gibt es jedoch seitens einiger BRD-Rechtswissenschaft- 
ler entschiedene Einwände. Nach Meinung von K. F. Röhl bei­
spielsweise hat sich in bezug auf das Beratungshilfegesetz „die 
Politik über die Ergebnisse empirischer Rechtsforschung und 
die Erfahrungen mit neuen Formen der Rechtsberatung in an­
deren Ländern hinweggesetzt. Sie hat das Problem des Zu­
gangs zum Recht und zur Justiz zum Kostenproblem verein­
facht und damit einen vorhersehbaren Reinfall erlebt. ... Statt 
dessen hätte der Schwerpunkt der Reform auf dem Ausbau 
eines Netzes von Beratungsstellen liegen müssen, die der Le­
bens- und Arbeitswelt sozial schwacher Bevölkerungsteile nä­
her stehen als Gerichte und Anwälte“.7 Auch E. Blankenburg 
betont, daß die „Bedürfnisse nach Rechtsberatung nicht mit 
einer einzigen Form von Beratungshilfe abgetan sind“. Er 
plädiert dafür, daß rechtsanwaltliche Beratung durchaus 
neben öffentlicher Rechtsberatung und der verbandlichen 
Interessenvertretung stehen sollte“.8

Aber auch Befürworter der anwaltlichen Rechtsbera­
tung für sozial Schwache halten dieses Modell für verbesse­
rungsfähig. Ein unübersehbarer Mangel besteht in der der­
zeitigen Aussparung des Arbeits- und Sozialrechts aus dem 
Beratumgsangebot. Bedauerlich ist diese Lücke vor allem des­
wegen, da gerade bei Arbeitnehmern aus den unteren sozia­
len Schichten überdurchschnittlich Probleme bei der Arbeits­
platzsicherung und der Kündigung zu beobachten sind. Ein 
Rechtshilfeangebot zu arbeits- und sozialrechtlichen Fragen 
hat neben dem gewerkschaftlichen Rechtsschutz durchaus 
seine Berechtigung. Ein gewichtiges Argument für den Ausbau

staatlicher Rechtsberatungsstellen alternativ zu den Rechts­
anwälten liegt des weiteren im sozialpsychologischen Bereich. 
Zugangsbarrieren wie Unkenntnis oder Kosten- und Schwel­
lenangst halten im Umgang mit dem Recht Unerfahrene von 
dem Beratungsangebot durch Rechtsanwälte vielfach ab.9

Vorschläge  zur  Schaffung sozia ler  
juris tischer Beratungsstel len

Wir schlagen vor, innerhalb kürzester Zeit staatliche oder/und 
kommunale finanzielle Mittel für die Einrichtung sozialer 
Rechtshilfeinstitutionen zur Verfügung zu stellen. Diese Insti­
tutionen sollten mit spezialisierten Juristen besetzt werden, 
die qualifiziert und engagiert einkommensschwachen Bürgern 
mit Rat und Tat beistehen.

Eine sozial orientierte Rechtshilfe kann — wie ein Vergleich 
mit dem Ausland zeigt — verschieden ausgestaltet werden.10 
Grundsätzlich wird sie zunächst davon abhängen, ob der Staat 
in seinem Handeln von einem Rechts- und Sozialstaatsprin­
zip ausgeht und wie er die daraus erwachsenden Ansprüche 
in seiner Politik umsetzt. Jedoch ohne Engagement von Juri­
sten aus Theorie und Praxis und die Unterstützung der Kom­
munen (Räume, finanzielle Mittel u. dgl.) wird kaum dem 
Bedarf entsprochen werden können.

Neben den in diesen Institutionen in begrenztem Maße 
hauptberuflich tätigen Juristen sollten insbesondere Rechts­
wissenschaftler mobilisiert werden. Zudem kommen juri­
stisch ausgebildete Personen und Fachleute verschiedenster 
Gebiete im Bereich Soziales (z. B. Justitiare, Fachleute der 
Wohnungspolitik, des Arbeitsamtes, Notare, Fürsorger) in 
Frage, soweit sie bereit sind, das Anliegen einer Beratungs­
stelle nebenberuflich oder ehrenamtlich zu unterstützen. Wür­
den dann juristische Beratungsbüros zudem noch eng mit spe­
ziellen sozialen Beratungszentren wie z. B. den Verbraucher­
schutzorganisationen, der Jugendhilfe, dem Amt für soziale 
Dienste etc. Zusammenarbeiten, dann wäre eine effektive Ver­
bindung von sozialer Rechtshilfe und rechtlicher Sozialhilfe zu 
erwarten.

Wir denken, daß es je nach Bedarf in jedem Kreis und 
in jeder Großstadt die Möglichkeit für die Einrichtung einer 
solchen Beratungsstelle gibt. Sie könnte juristisch selbständig 
arbeiten oder bestimmten sozialen Trägern angeschlossen sein. 
Ihre Aufgabe bestünde vor allem in der Beratung über ver­
meintlich rechtlich relevante Fragen der Bürger, im Aufzeigen 
von gerichtlichen, besser aber außergerichtlichen Konfliktbei­
legungsvarianten, in der Unterstützung bei der Formulierung 
von Schriftstücken (Anträgen, Klagen, Eingaben, Beschwer­
den), im Aktivwerden für den Bürger (z. B. Informationen ein­
holen, Aussprachen organisieren, Standpunkte weiterleiten), 
in der Übernahme der Vertretung des Bürgers vor Verwal­
tungsorganen oder sogar Gerichten, in der Vermittlung von 
Rechtsanwälten zwecks Prozeßvertretung u. dgl. m.

Der Leiter bzw. Geschäftsführer einer solchen Beratungs­
stelle hätte zu sichern, daß eine bestimmte Anzahl von Juri­
sten ständig für die Beratungstätigkeit zur Verfügung steht. 
Dazu sind Verträge über eine stundenweise, nebenberufliche 
Tätigkeit abzuschließen. Auch eine ehrenamtliche Tätigkeit 
ist möglich, wobei dann das Problem des Aufwendungsersat­
zes geklärt werden müßte. Je nach Profil dieser Beratungs­
stellen erscheint es sinnvoll, einzelnen dort Tätigen den Sta­
tus eines Rechtsbeistands zu verleihen. Hierzu sollte das Ju­
stizministerium die notwendigen juristischen Voraussetzun­
gen schaffen, berücksichtigend, daß die damit angestrebte Ver-
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